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rücld<ommen, wonach Antrag- des Kantons Tessin eine Verlet- Der Bundesrat werde sich in geben. Damals hatte der Süd- die Berichte von geste: 
steller für eine Aufenthaltsbewil- zung der Personenfreizügigkeit. nãchster Zeit rnit dem Thema kanton erstrnals einen Versuch den To d Mullah Omars z 
ligung einen Strafregisterauszug Kessler sei darüber informiert beschãftigen und gemeinsam l.mternommen, flãchendeckend weder bestãtigen noch 
aus Italien vorweisen ·müssen. Worden, dass Italien eine «rasche mit den Tessiner Behõrden nach Strafregisterauszüge zu verlan- tieren, kündigte aber ei 
«Das ist eine Frage der Vernunft Lõsung>> erwarte, teiltedas italie- einer Lõsung suchen, sagte ein gen. (sda/red.) ~ SCHWEIZ s · lungnahme an. (dpa) ~Al 
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Eine Wiederentdeckun . p t•t• B "' F •1• 
~ünstlerinJoanMitchell e l 10ll gegen .. 0Slllef- aiDile 
!n Bregenz. ~ 25 Ei ne Gruppe von St. Galler SVP-Politikern fordert di e Kantonsregierung auf, 

einer mos~emischen Familie die Aufenthaltsbewilligung zu entziehen. 

Pflücl<en wie einst 

Mit kommuner Nacktheit ist in 
der Kunst schon lange kein 
Skandal, pardon: kein «Denk
anstoss» mehr zu provozieren. 
So macht sich die Kunst denn 
aut neue Formen zu erproben, 
um das Publikum zum Nach
denken anzuregen (jeder Regis
seur weiss schliesslich: von 
selbst denkt das j a eh nicht). 

ANDRI ROSTETTER 

S'II".IMIAIRIGIRE'II"!l-ili:INI. Die St. Galler Re-
.. : gierung muss sich voraussicht

lich rnit einer Petition befassen, 
die sich gegi:m eine bosnische 
Familie in St. Margrethen ri eh tet, 
welche ihren Kindern die Teil
nahme an gewissen Schulanlãs
sen aus religiõseri Gründen ver
weigert. 

_pie Petition fordert di e Ni eh t
verlãngerung oder den Entzug 

l 
Eine Brombeere frisch von der 

der Aufenthaltsbewilligung für von Sozialhilfe unterstützen 
Staude: Was gibt es Besseres[ 
Dieser Meinung sind auch 

die strengglãubigen Moslems. müssen>>, heisst es in der Peti- die Initianten der 
Homepage Mund
raub.org. Sie wollen, 

. tion. 
«Nliclllt wei.ter dwden.» 

Die Petitionãre stõren sich an 
der lconstanten Verweigerungs
haltung der Familie. «Wir kon
nen ni eh t weiter dulden, das s di e 
Kinder trotz mehreren Sanktio
nen vom Schulbesuch und Klas-

KruJJ.ton.srãte Wlld Lolkallpollitiker das s di e · Gesell-
Hinter der Petition steht eine - schaft vergessene . 

Gruppe von SVP-Politikern, dar- Früchte, · Krãuter 
unter Nationalrat Lukas Rei- und Nüsse wieder 
mann sowie mehrere Kantons- wertschãtzt und 
rate und Lokálpolitiker. Die nutzt. Auf der Internetseite 

senlager ferngehalten werden Gruppe nennt sich «Komitee für lcann man Früchte, .Krãuter 
und wir solches Tun noch rnit die Erhaltung des sozialen Frie- .],Uld Nüsse eintragen, die auf 

E ine Moglichkeit ware, einen 
Klassikertext integral auf die 
Bühne zu bringen. Geht nicht
zu mühsam. Aber Nacktheit, 

un'om Steue,geldem ffi Fmm deru>. > THEMA2/0STSCHWE?./ . . 

~~{"·'"'~~'"'~~"•'"'•'"'•MA ;;;;~~~~·Base~ steht vie~ auf dem Spie~ 

die muss sich doch noch steigern 
lassen! Nun gut, gewohnliche 
Kopulationen sind heikel, weil' 
Sexschuppen-verdiichtig. Wenn 
schon, dann eine Gruppenver
gewaltigung1 das geht immer. 

Einen anderen Weg hat die 
preisgekronte Tanzperformance 
«(untitled) (2000)» gefunden. 
Sie findet íhren Hohepunkt 
darin1 dass der nackte Einzel
téinzer am Schluss gen Himmel 
uriniert- angeblich eine Remí
niszenz an die «Fontiine» von 
Duchamps. Heimkehrende Fes
tivalbesucher sollten allerdings 
nicht versuchen, an die Haus
wande zu pissen. Das kostet eine 
Busse. Damit Festivals subven-

õffentlíchem Grund ged< 
17 000 Standorte sind eJ 
wenige davon in der Sel: 

Aber Vorsicht: 
dem Eintragen 
Ernten müsse 
sich bei den E 
den über die E 
verhãltnisse e 
digen, raten di 
tian t en. Denn l\ 

raub soll nicht Progr 
sondern nur auffãlliger 
jelctname seiri. (dbu) · ~ FC 

Prasident noc 
nicht gewãhlt 
W~ll.. Auch am Tag n 
ausserordenilichen GeJ 
sammlung der FC Wil 
blieb gestern offen, o 
Bigger Prãsident blei 
einer der fünf neu g1 
türkischen Verwaltungsr 
nimmt. «Die Entscheil 
noch nicht gefallen», s 
dullah Cila, einer o 
Neuen, gegenüber die 
tung. Die Prãsidentem 
det an einer Verwalu 
sitzung statt.Diese sollla 
den nãchsten zehn Tage 
geführtwerden. (sdu) 1 

·Empõrung ll( 

Wilderei-Fall 
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'gericht 
~Urteil 
1anfbauer 
lm Rahmen einer 
rchgeführten Kon
leter Hanfplantagen 
die .Polizei Proben 
:m Landwirt produ
fs. Die Dienststelle 
Chemie und Tech
lysierte die Proben 
3st, dass das Probe
len durchschnittli
;ehalt von 3,6 Pro
' und damit unter 
lubungsmittelgesetz 
levor dieser Unter
icht vorlag, hatte 
ter etwa 150 selber 
und getrocknete 

a mit einem THC
,6 Prozent zum Preis 
mken an seine Ver
in verkauft. 

dert JFrei.s]lllruch 

~ericht Werdenberg
,d verurteilte den 

daraufhin wegen 
gegen das Betau
~esetz zu einer be
lstrafe von 30 Tages-
30 Franken sowie zu 
von 500 Franlcen. 

hrte sich der Land
lauf zum · Bundes-
• ausanne argunaen
ndwirt, er baue kei
s indica an, weshalb 
L Betãubungsmittel
ern d em Lar1dwirt-

unterstehe. Er 
llb von Schuld und 
prochen werden. 

rtliulbrnmgsmiitte1 

1 Urteil weist das 
1t nun einmal mehr 
1ass Carmabis und 
ner Erzeugnisse mit 
-Gehalt von über 
verbotene Betãu
darstellen. Ob es 

m Carmabis indica 
ds sativa oder Can
dica handelt, spiele 
Dementsprechend 

~r Landwirt dem Be
telgesetz und ist 
1echt bestraft wor
mfbauer muss die 
m von 2000 Fran
.. (tzi) 

/2015 

rerk und 
s amSee 
, Seit 20 Jahren gibt 
.emachtsfest in Ro~ 
lür die Jubilaums
heute Donnerstag 

. aben sich die Orga
liges einfallen las
:rwerk am Samstag
elsweise war noch 
)ie Ral<eten steigen 
ffen in den Nacht
n Musilcprograrnm 
·antwortlichen vor 
.rauf, dass sie Pega
ten konnten. Das 
:tt gewarm Anfar1g 
;wiss Music Awards 
ud diesen Sommer 
~n Prix Walo. Pega
a Samstag auf. An 
rwarten die Veran
auch am meisten 
15 Uhr wird Eintritt 

.1' 

~~ 
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Monatelanges juristisches Hickhack: Unterstützerinnen d er _bosnischen Familie vor der Verhandlung vor dem Kantonsgericht i m November 2014 . 

Seit Monaten schwelt in St. Margrethen ei n Streit zwischen d er Schule un d einer bosnischen Familie, di e i h re Kinder 
streng nach dem Koran erzieht. Ein Komitee fordert jetzt den Entzug der Aufenthaltsbewilligung für die Fámilie. 
ANDRI ROSTETTER 

S1r.IMIAIRGIRIEfiHIIEN. Der Streit um 
das Kopftuchverbot der Schule 
St.Margrethen erhãlt eine wei
tere Dimension: Ein SVP-Komi
tee fordert mit einer Petition, 
dass die Aufenthaltsbewilligung 
der involvierten bosnischen Fa
milie nicht verlangert oder sogar 
entzogen wird. «In Anbetracht 
der massiven Gefhllrdung d\3s 
sozialen Friedens durch das Ver
halten der Fanillie ersuchen wir 
die Regierung des Kantons 
St. Gallen, di e Aufenthaltsb ewil
ligung nicht mehr zu verlangern 
bzw. diese zu entziehen», heisst 
es in der Petition. 

Konst<lll!1lte VeJrWeligelrUll1lg 

Die bosnischen Eltern, die 
ihre vier Kinder streng nach dem 
Koran erziehen, liegen seit lan
gerem im Konflilct mit lolcalen 

und kantonalen Behõrden. Die 
Eltern sind obligatorischen El
ternabenden ferngeblieben, ha
ben die Teilnallme ihrer Kinder 
an Lagern un d Schwimmunter-. 
richt abgelehnt und die Zusam
menarbeit mit weiblichen Lehr
personen verweigert. 

Beschwerde gegen Ko]lllfmch 

Die hõchsten Wellen gewor
fen hat bislang der Streit um das 
Kopftuch einer Tochter. Im Au
gust 2013 erschien das Madchen 
mit Kopftuch in der Schule, ob
wohl die St.Margrether Schul
ordnung Kopfbedeckungen im 
Unterricht strilct untersagt. Im 
November 2014 hiess das Ver
waltungsgericht die Beschwerde 
der Fanillie gegen das Kopftuch
verbot gut. Das Gericht beurteil
te die Anwendung des Verbots 
auf religiõs begründete Kopf
bedeclcungen als unverhhltnis-

mãssig, solange si eh lceine ernst
hafte Gefhllrdung des Religions
friedens abzeichne. Die Schul
gemeinde zog den Fall ar1 das 
Bundesgericht weiter. Das Urteil 
steht noch aus. 

«Mit SteuergeXdem Ull1ltersilimt» 

Die Petitionãre stõren sich 
aber nicht nur.ar1 der lconstanten 
Verweigerungshaltung der Farni
lie. Die bosnische Fanillie lebt 
seit Jaluen von der Sozialhilfe, 
d er Vater sass 2014 im Gefãngrlis, 
weil er eine Busse nicht bezalllen 
lconnte. In d er Petition heisst es: 
«Wrr kõnnen nicht weiter dul
den, dass di e Kinder trotz m eh
reren Sanlctionen vom Schul
besuch und Klassenlager fern
gehalten werden und wir solches 
Tun noch mit unsern Steuer
geldern in Forrn von Sozialhilfe 
unterstützen müssen.» Und.wei- . 
ter: «Wenn eine Integration ge-

• • 

scheitert ist, müssen die Konse
quenzen gezogen werden.» 

Hinter der Petition steht eine 
Gruppe von SVP-Politilcern aus 
dem Kanton St. Gallen, darunter 
Nationalrat Lulcas Reimarm so
wie die Kantonsrãte Bruno Dud
li, Erwin Bõhi, Peter Kuster und 
'René Bühler. Die Gruppe nennt 
sich «Komitee für die Erhaltung 
des sozialen Friedens». 

JRechtsradWkalle fuhallte 

Eine treibende Kraft hinter 
der Petition ist auch Mil<e Egger. 
Der Kar1tonsrat und Prãsident 
d er Jungen SVP St. Gallen kampft 
seit Jaluen für ein Kopftuchver
bot auf lcantonaler Ebene. Egger 
geriet dieser · Tage mit einem 
Facebook-Eintrag in die Schlag
zeilen: Er verõffentlichte einen 
Beitrag, auf dem ein YouTube
Video rnit dem Titel «Wie sich die 
Bootsneger in Süditalien wirk-

lich aufführen» zu sehen war. 
Das Vídeo führte auf eine Web
site mit rechtsradikalem Inhalt. 

Egger ist nicht das einzige 
Mitglied des Komitees, das mit 
zweifelliaften Eintrãgen im In
ternet auf sich aufmerksam ge
macht hat. Mit von der Partie ist 
auch Marcel Toeltl, Prãsident der 
SVP St.Margrethen. Toeltl hatte 
im Februar mit einem Blogein
trag über Flüchtlinge nationale 
Bekarmtheit erlar1gt. «Gerade 
Flüchtlinge aus Eritrea und Sy
rien, die nachweislich einen sehr 
tiefen Lander-IQ haben, sind in 
unserem Lan d, wirtschaftlich ge
sehen, fehl am Platz», schrieb er. 
Die St. Galler Staatsar1waltschaft 
verurteilte den Politilcer wegen 
Widerhar1dlung gegen die Anti
rassismus-Stra:fnorm zu einer 
bedingten Geldstrafe. Toeltl zog 
den Fall seinerseits vor Bezirks-' 
gerícht. ., 

Die Abstimmung über den Projektierungskredit für das neue Dorfzentrum in Wald muss nicht wiederholt werden. Das 
Bundesgericht schützt ei nen Entscheid des Ausserrhoder Obergerichts. Es halt aber fest: Di e verbindliche Obergrenze sei zu beachten. 

URS·PETER INDERBITZIN 

Die Stimmberechtigten von Wald 
hatten an der Gemeindever
sammlung vom 7. April 2013 
einen ersten Projelctierungslcre
dit von 450 000 Franlcen für ein 
neues Dorfzentrum mit 172 zu 
155 Stimmen abgewiesen. Die 
Stimmbürger waren waluschein
lich gegen das Projelct, weil sich 
die geschãtzten Gesamtlcosten 

der Abstimmungsbroschüre fest, 
es· bestehe ein Kostendach von 
gesamthaft maximal 6,2 Millio
nen Franken. 

lfJngeschldcte Aussage 

Bereits vor der Abstimmung 
hatten drei Personen eine 
Stimmrechtsbeschwerde erho
ben. Sie verlangten, dass die A]J
stimmung abzusetzen respelctive 
für ungültig zu erldãren sei. An-

lcommission gilt 6,2 Millionen als die Abstimmungsbotschaft für 
oberstes Limit.» Die beschwer- den Durchschnittsleser ldar: Er 
deführenden P€rsonen schlos- wird eingeladen, einem Kredit 
sen daraus, dass das neue Dorf- von 370 000 Franken für die Pro
zentrum mõglicherweise auf jelctierung eines neuen Zen-
7,13 MillionenFrankenzustehen trums für maximal6,2 Millionen 
Icomnie. Mit der llrlZUtreffenden Franlcen zuzustimmen. Die Aus
Darstellung, die 6,2 MilliQnen sage von Gemeinderat Roth ist 
Franken wfuden eine feste Preis- für das Bundesgericht zwar miss
obergrenze darstellen, habe der verstandlich, aber nicht relevant, 
Gemeinderat die Stimmberech- zumal der Gemeinderat mehr
tigten in unlauterer W eis e beein- mals von einer verbindlichen 

eine Entschãdigung von 2500 
Franl<en, obwohl er verloren hat. 

GlrUll1ld ffiJr Beschwerde wru: da 
Gründler hatte Anlass zur Be

schwerdeführung, so die Richter. 
Denn: Das Obergericht war zu 
Unrecht davon ausgegangen, bei 
der Obergrenze von 6,2 Millio
nen Franlcen handle es sich 
nicht, wie in den Abstimmungs
unterlagen ar12:eführt. um eine· 



Thema 

Mi(renitenten Moslems 
.,, ªuf$timmenfang 

Eine Gruppe von SVP-Politil<ern 
fordert für eine moslemische 
Familie in S t. Margrethen den 
Entzug der Aufenthaltsbewilli
gung. 

s geht um Kopftücher, es geht um Gebets
rãume, e s g eh t um d en Islam: Sei t M ona
ten liegt eine bosnische Familie im Rhein-

tal niit den Behõrden im Streit, weil sie ihre Kln
der streng na eh d em Kor an erziehen will. Di e 
Kinder dürfen nicht in den Schwimrriunterricht, 
die Tochter muss mit dein Kopftuch zur Schule, 
der Vater weigert sich; mit weiblichen Lehrperso
nen zusammenzuarbeiten. Das ist tatsãchlich 
starlcer To bale. Wer derart renitent ist, muss sich 
Sanlctionen gefallen lassen. Im Fali dieser Familie 
ist das bereits passiert: Der Vater hat eine mehr
monatige Gefãngnisstrafe abgesessen - und er 
m us s rwohl ein weiteres Mal hinter Gitter. 

Ein Teil der St. Galler SVP macht nun politisch 
gegen diese Familie mobil: Die Gruppe ruft die 
Kantonsregierung dazu auf, der Familie die Auf
enthaltsbewilligung zu entziehen. Begründung: 
Die Integration sei gescheitert, also müssten die 
Konsequenzen gezogen werden. Nur so lcõnne der 
soziale Friede erhalten werden. 

Wirldich glaubwürdig wirkt diese Petition 
nicht. Gerade di e SVP müsste wissen, was e s für 
einen Entzug der Aufenthaltsbewilligung braucht. 
Widerborstiges Verhalte:ri gegenüber Schulbehõr
den genügt dafÜr nicht. Und was den sozialen 
Frieden angeht: St.Margrethen wird an einer ein
zelnen renitenten Moslem-Familie nicht zu
gtunde gehen. Gefãhrdet wird die gegenseitige 
Akzeptanz vieltnehr durch Petitionen, die auf 
Ressentiments gegen Andersglãubige setzen. Für 
die SVP ist diese Familie geradezu ein ideales 
Feindbild: Auslãnder, Moslems, Sozialhilfe
empfãnger. Es geht den Petitionãren also lcaum 
um den sozialen Frieden. Sondern in erstei Linie 
um Wãhlerstimmlm. 

Andri Rost.etter 
andri.rostetter@ tagblatt.ch 

Eine jüdische Einwanderin wird am Flughafen Ben Gurion bei T ei Aviv beg 

<< 
lmmer mehr Juden aus Frankreich entscheiden sich w 
für den Umzug nach lsrael. Das freut insbesondere au( 

SUSANNE KNAUL/NETANJA Einwandererbehõrde übernimmt. 
Die Papiere regelten sie in Israel. 

Mit blau-weissen Fãhnchen und 
/ esang nehmen Vertreter von Israels 
tegrationsministerium die Neuan-

lcõmmlinge in Empfang. 200 Judeu 
------------,----------~ aus Frankreich landeten diese Woche 

in Tel Aviv. Noch am Flughafen 
belcommen die frischgebaclcenen 
Staatsbürger Ausweis und Versiche
rungskarte, dann werden sie in ihr 
ileues Leben entlassen. 

Tunesische Spezialitaten stehen 
auf der Speisekarte ihres Restaurants, 
Couscous, gegrilltes Fleisch, gefüllte 
Teigtaschen und Frittiertes, allesamt 
Gerichte, die Hadad aus ihrem El
ternhaus vertraut sind. «Es ist schon 
absurd»1 sagt sie, «dass ich in Israel 
e in Restaurant mit nordafrikanischen 

Der türkische Prasident Recep Tayyip Erdogan erklart 
de n Friedensprozess mit der PKK für gescheitert. 

Süd!Qleursche Zeirung Als Experte für 
l<alkulierte Frechheiten weiss Erdogan um die 
Bedeutung des richtigen Timings. Just in jenen Minuten 
alsÓ, in denen in Brüssel au f Antrag d er Türkei c;ler · 

Tlmesische Spezialitãten fiir Jnden 

Ashley Hadad wartet auf ihren 
Bruder. Si e selbst ist Ende letzten Jah
res in Israel gelandet und unterhiilt 

· Spezialitãten aufrnache.» Schliesslich 
seien es die Nordafrilcarier in Franlc
reich, die sie zum Weggehen brach
ten. «<ch weiss, was die franzõsischen 
Judeu gern essen.» 

Ihr Restaurant muss sich durch
setzen gegen die Konlcurrenz am 


